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Detlef Horstmann 39326 Wolmirstedt, Str. der Deutschen Einheit 59 Tel./Fax/AB: 039201/25864 Mobil: 0173/2188139     E-Mail: zetlefh1956@web.de
Genossin/e
Vorname Nachname
Anschrift
PLZ Ort
Einladung

_
Liebe/r Genossin/e, 

zu unserer nächsten Mitgliederversammlung möchten wir Dich am

Donnerstag den 24.05.2007  um 18.00 Uhr

in die Gaststätte „Alte Sauna“ 

Wolmirstedt, Colbitzer Str. 11

recht herzlich einladen.

Folgende Tagesordnung schlagen wir vor: 

1. Auswertung der 1. Mai und 8. Mai Aktionen
2. Diskussion NPD-Verbot

3. Bürgerinitiative PRO OK-Klinikum

4. Wahl der Delegierten für die Gesamtmitgliederversammlung am 07.07.2007 in Wanzleben (Wahl des Kreisvorstandes Börde der neuen Partei)

5. Berichte aus den Fraktionen

6. sonstiges

Liebe/r Genossin/e,
Am 18.05.2007 endet die Urabstimmung zu den Dokumenten der Linkspartei.PDS und der WASG zu einer neuen  Linkspartei. Falls Du Deine Unterlagen noch nicht abgeschickt hast, mache dies bitte umgehend. Vielen Dank schon im voraus.

EU im Kalten Krieg – Linke machen mit

Europaparlament ruft Mitgliedsstaaten zu Solidarität mit Estland auf. Andre Brie und Gabriele Zimmer stimmen Entschließungsantrag zu. Von Arnold Schölzel (junge Welt vom 11.05.2007

In nicht-namentlicher Abstimmung verabschiedete das Europäische Parlament am Donnerstag in Brüssel eine Resolution, in der die EU aufgerufen wird, >>im Zusammenhang mit den jüngsten Ereignissen in Tallinn Solidarität mit Estland zu zeigen und gegenüber Russland mit einer Stimme zu sprechen<<. Zugleich wird Russland aufgefordert >>seinen Verpflichtungen nach dem Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen uneingeschränkt nachzukommen und den Schutz und den normalen Betrieb ausländischer Botschaften zu gewährleisten<<. Die beiden Linkspartei.PDS-Abgeordneten Andre Brie und Gabriele Zimmer hatten für die linke Fraktion GUE/NGL den Entschließungsantrag unterzeichnet, der im Hinblick auf den EU-Russland-Gipfel am 18. Mai im russischen Samara entworfen wurde. Die Passage zur Solidarität mit Estland wurde offenbar weitgehend dem Entwurf der Fraktion UEN (Union für ein Europa der Nationen) entlehnt. Tonangebend in der UEN sind Postfaschisten wie Alleanza Nazionale aus Italien und die Regierungspartei der Kaczynski-Brüder in Polen. Die Forderung >>gegenüber Russland mit einer Stimme zu sprechen<< wurde am Donnerstag auf Antrag der UEN-Fraktion zusätzlich in den Text eingefügt.

Die frühere PDS-Vorsitzende Gabriele Zimmer hatte in der Debatte zu der bResolution am Mittwoch u.a. die >>Zuspitzung<< der Auseinandersetzungen in Tallinn bedauert. >>Ebenso bedauerlich<< seien die >>unverhältnismäßigen Reaktionen aus Russland<<. Ihre Fraktion unterstütze >>nachdrücklich die Forderung an Russland, seinen internationalen Verpflichtungen gemäß den entsprechenden Konventionen nachzukommen<<.

In der Resolution wird – im Propagandastil der NATO – mehrfach >>ernste Sorge<< über die Situation in Russland geäußert. Die Europaabgeordneten der GUE/NGL, Tobias Pflüger und Sarah Wagenknecht, bewerteten den Text am Donnerstag in einer gemeinsamen Presseerklärung als >>völlig einseitig und geprägt vom Geist eines neuen kalten Krieges in Europa<<. Mit der Aufforderung zur >>Solidarität mit Estland<< sanktionierte das Parlament >>die jüngsten Angriffe auf antifaschistische Denkmäler in Estland de facto auch noch positiv<<. Pflüger und Wagenknecht wenden sich gegen >>diesen Geschichtsrevisionismus, der in zynischer Weise pünktlich zum 62. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus das Gedenken an die Opfer der Nationalsozialismus und an die Befreier vom deutschen Faschismus mit Füßen tritt<<.       

Dieser Artikel sollte auch uns zum nachdenken anregen, wie uns unsere Politiker im Euro-Parlament vertreten.  

Weitere Termine: (Stadtrat Wolmirstedt und Kreisvorstand Börde)

21.05.2007
17.30 Uhr
Hauptausschuss
Sitzungsraum der Stadtverwaltung

29.05.2007
18.00 Uhr
Bauausschuss
Sitzungsraum der Stadtverwaltung

31.05.2007
18.00 Uhr
Kultur- und Rechts-
Sitzungsraum der Stadtverwaltung






ausschuss

04.06.2007
18.00 Uhr
Eigenbetriebs-
Sitzungsraum der Stadtverwaltung






ausschuss

05.06.2007
18.00 Uhr
Finanzausschuss
Sitzungsraum der Stadtverwaltung

11.06.2007
17.30 Uhr
Hauptausschuss
Sitzungsraum der Stadtverwaltung

28.06.2007
18.00 Uhr
Stadtratssitzung
Kulturhaus Mose

02.07.2007
17.30 Uhr
Hauptausschuss
Sitzungsraum der Stadtverwaltung

16.07.2007
17.30 Uhr
Hauptausschuss
Sitzungsraum der Stadtverwaltung

Änderungen vorbehalten

Hinweis: Die Mitglieder der Stadtratsfraktion würden sich sehr freuen, wenn sich die Mitglieder der Basisorganisation durch eine Teilnahme an den Ausschusssitzungen bzw. der Stadtratssitzung aktiv an die parlamentarische Arbeit beteiligen würden. Alle Sitzungen sind öffentlich

Unsere Geburtstagskinder

im Monat Mai
Brunhilde Schulze

02.05.1932

75 Jahre

Rüdiger Banse

07.05.1984

23 Jahre

Hartmut Kolata

08.05.1945

62 Jahre

Heidemarie Nielebock
22.05.1949

58 Jahre

Werner Gaede

26.05.1954

53 Jahre

Wir gratulieren sehr herzlich und wünschen allen Geburtstagskindern viel Gesundheit.

Detlef Horstmann

Vorsitzender
Beschluss zum NPD-Verbotsverfahren / NPD-Verbot
des Landesvorstandes vom 13. Januar 2007

der Landtagsfraktion der Linkspartei.PDS vom 23. Januar 2007

(Diskussionsgrundlage für TOP 2) 

Der Landesvorstand/ die Landtagsfraktion der Linkspartei.PDS Sachsen-Anhalt stellt die Zielstellung eines NPD-Verbotsverfahrens , z.B. Beendigung der Finanzierung der NPD oder Verhinderung eines Wahlantrittes nicht in Abrede, bezweifelt aber, dass ein Parteiverbot adäquates Mittel zur Bekämpfung des Rechtsextremismus ist. Es lenkt ab von der Problematisierung rechtsextremer Potentiale in Staat und Gesellschaft und der Notwendigkeit der inhaltlichen Auseinandersetzung.

Die Fokussierung auf die NPD verkennt zudem das Organisationsvermögen der rechten Szenen, deren Differenzierung und Arbeitsteilung.

Die Diskussion über das Verbot soll wieder repressive Handlungsmacht und die Wehrhaftigkeit des demokratischen Staates beweisen. Allerdings ist das Vertrauen auf die staatliche Lösung des Problems kein Zeichen von Stärke sondern eher Ausdruck der Hilflosigkeit und auch Angst vor den Erfolgen des rechtsextremen Agierens. Ein Verbot stigmatisiert eine bestimmte parteiförmige Organisierung, nicht die zugrunde liegenden Ideologieelemente.

Darüber hinaus bleibt festzustellen, dass ein neues NPD-Verbotsverfahren ähnlich wie 2003 zum Scheitern verurteilt ist, solange Bundes- und Landesregierungen nicht bereit sind, ihre Verfassungsschutzpraxis aufzugeben und ihre V-Leute aus der NPD abzuziehen.

Der Landesvorstand/ die Landtagsfraktion der Linkspartei.PDS steht Parteiverboten oder Einschränkungen von Versammlungs- und Demonstrationsrechten ablehnend gegenüber. Der Kampf gegen Rechts kann nicht an den Staat delegiert und mittels Demokratieabbau geführt werden.
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